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Deutschland:  Integrationsmonitoring beschlossen
Auf ihrem Treffen am 10. April in Kiel haben die für
Integration zuständigen Minister und Senatoren der
Bundesländer Zwischenergebnisse der Umsetzung des
Nationalen Integrationsplans diskutiert. Sie beschlos-
sen, ein Integrationsmonitoring einzurichten, d. h. In-
tegrationsprozesse und -maßnahmen zu beobachten
und deren Wirksamkeit zu messen.

An dem Treffen der für Integration zuständigen Minis-
ter und Senatoren nahmen auch Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble und die Bundesintegrationsbeauf-
tragte Maria Böhmer (beide CDU) teil. Im Rahmen des
Nationalen Integrationsplans, dem zentralen integra-
tionspolitischen Projekt von Bund, Ländern, Kommu-
nen und Zivilgesellschaft, waren im Juli 2007 über
400 Maßnahmen v. a. in den Bereichen Arbeitsmarkt-
zugang, Bildungspolitik und Sprachförderung be-
schlossen worden (vgl. MuB 6/07).

Sprachförderung: In Kiel
stellten die Ländervertreter
nun erste Ergebnisse zur früh-
kindlichen Sprachförderung
von Kindern mit Migrations-
hintergrund vor. Als Erfolg
werteten die Teilnehmer, dass
heute in allen Bundesländern
spätestens im Jahr vor der
Einschulung geprüft wird, wie
weit die Kinder in ihrer sprach-
lichen Entwicklung sind. Auch
gebe es aufeinander abge-
stimmte Bildungs- und Er-
ziehungspläne für Kinderta-
geseinrichtungen und Grund-
schulen. Fortbildungsange-
bote für Erzieher zur Verbes-
serung der frühkindlichen
Sprachförderung sind in eini-
gen Ländern bereits flächen-
deckend eingeführt, in den
übrigen sind sie in Vorberei-
tung. Schleswig-Holsteins In-
nenminister Lothar Hay (CDU)
hob hervor, dass in diesem

Bereich die meisten der von den Ländern eingegan-
genen Selbstverpflichtungen erfüllt worden seien.

Integrationsmonitoring: Ein weiteres Kernthema
des Treffens war das so genannte Integrationsmonito-
ring. Trotz einiger Verbesserungen bei der Datenlage
wie etwa im Mikrozensus (vgl. MuB 3/08, 5/06) und
zahlreicher wissenschaftlicher Untersuchungen ist es
weiterhin schwierig, die Wirksamkeit der beschlos-
senen Maßnahmen zu überprüfen. Denn die verfügba-
ren amtlichen Statistiken sind zu undifferenziert und

unterscheiden häufig nur zwischen Ausländern und
Deutschen. Es sei aber wichtig, flächendeckend und
länderübergreifend einheitlich zu erfassen, wie sich
Erwerbstätigkeit, Selbständigkeit, Bildungserfolge und
Sprachkenntnisse bei unterschiedlichen Migranten-
gruppen darstellen und verändern. Der nordrhein-
westfälische Integrationsminister Armin Laschet (CDU)
forderte daher eine Aufschlüsselung nach Herkunfts-
ländern, Alter und Bildungsstand, nur so könne „poli-
tisch genau“ gearbeitet werden. Wichtig sei es zudem,
Zuwanderer auch nach ihrer Einbürgerung gesondert
in Statistiken erfassen zu können.

Die Integrationsminister einigten sich darauf, ge-
meinsame Kriterien zu entwickeln. Eine Arbeitsgruppe
unter Leitung Berlins und Nordrhein-Westfalens, wo
es bereits ein Monitoring-System gibt, soll unter Ein-
beziehung von Experten Vorschläge entwickeln. Erste
Ergebnisse sollen Ende des Jahres präsentiert werden.

Langfristiges Ziel ist es, diese Indikatoren auch eu-
ropaweit zu harmonisieren. Eine entsprechende
deutsch-französische Arbeitsgruppe wurde bereits im
vergangenen Jahr im Rahmen der deutsch-französischen
Regierungskonsultationen eingesetzt (vgl. MuB 2/06).

Zwischenbilanz: Bis Herbst wollen Bund und Län-
der einen gemeinsamen Zwischenbericht zur Umset-
zung aller im Nationalen Integrationsplan vereinbarten
Maßnahmen vorlegen. Darin wird es für strategisch
bedeutsame Bereiche wie Ausbildung, Arbeitsmarkt
und frühe Sprachförderung vertiefte Auswertungen
geben. Schleswig-Holsteins Innenminister Hay betonte:
„Unser wichtigstes Ziel ist es, dass junge Menschen
eine qualifizierte Berufsausbildung bekommen.“ Die
Integrationsbeauftragte der Bundesregierung Böhmer
äußerte sich insgesamt optimistisch. Bund und Länder
seien bei der Umsetzung des Nationalen Integrations-
plans auf einem guten Weg. Gleichzeitig mahnte sie,
„bei der Integration keine Zeit zu verlieren“.

Im Hinblick auf die Brandkatastrophe von Ludwigs-
hafen und die dadurch ausgelösten Debatten (vgl. MuB
2/08) sagte Böhmer: „Integration ist nicht nur eine
Entwicklung, die sich anhand von Zahlen und Daten
erfassen lässt. Sie funktioniert nur, wenn wir die Köpfe
und Herzen gleichermaßen erreichen.“ Daher müsse
zukünftig auch erfasst werden, „wie die Migranten
selbst ihre Situation beurteilen und inwieweit sie sich
integriert fühlen“.

Das Kieler Treffen hatte einen informellen Charakter.
Für die Zukunft streben sowohl die Bundesintegra-
tionsbeauftragte als auch die Länderminister die Ein-
richtung einer dauerhaften Fachkonferenz an, um den
Stellenwert der Integrationspolitik in Deutschland zu
erhöhen. me
Weitere Informationen:
www.integrationsbeauftragte.de
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Deutschland: Weniger jüdische Zuwanderer
In den letzten drei Jahren haben sich deutlich weniger
Juden aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion in
der Bundesrepublik niedergelassen als zuvor. Auf-
grund der 2005 beschlossenen restriktiven Zuwande-
rungsregelung stellten seitdem nur rund 1.500 Perso-
nen einen Aufnahmeantrag. Erstmals seit 18 Jahren
stagniert die Zahl der Mitglieder in den jüdischen Ge-
meinden.

In ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage von Bündnis
90/Die Grünen im Bundestag hat die Bundesregierung
Anfang April die neuesten Zahlen zur Einwanderung
von Juden aus der früheren Sowjetunion veröffentlicht.
Während zwischen 1993 und 2004 durchschnittlich
fast 16.000 Juden pro Jahr einwanderten, kamen im
Durchschnitt der Jahre 2005 bis 2007 nur noch ca.
3.200 nach Deutschland (siehe Tabelle). Der vorläufige
Tiefststand wurde 2006 erreicht, als lediglich 1.079
jüdische Zuwanderer nach Deutschland kamen.

Der Rückgang ist vor allem auf die Reform des
Aufnahmeverfahrens zurückzuführen, teilweise aber
auch auf ein nachlassendes Interesse der verbliebenen
Juden, nach Deutschland auszuwandern. Auch in Israel,
dem Hauptzielland für Juden aus den Nachfolgestaaten
der Sowjetunion, geht deren Einwanderung seit Jah-
ren zurück.

Die Aufnahme beruht auf einem Beschluss der Re-
gierungschefs von Bund und Ländern vom 9. Januar
1991, Juden aus den Nachfolgestaaten der Sowjetun-
ion aus humanitären Gründen aufzunehmen (sog. Kon-
tingentflüchtlinge). Zugleich sollte sie die Stärkung
der jüdischen Gemeinden in Deutschland bewirken.

Ende 2004 hatten die Innenminister der Länder
zusammen mit dem damaligen Bundesinnenminister
Otto Schily (SPD) beschlossen, die jüdische Zuwande-

rung zu begrenzen. Als Be-
gründung wurde angeführt,
dass faktisch  weniger als die
Hälfte Mitglied in einer jü-
dischen Gemeinde geworden
waren und rund 60 % der
Zuwanderer dauerhaft auf
staatliche Hilfe wie Arbeits-
losengeld und Sozialhilfe an-
gewiesen blieben.

Nach langen Diskussio-
nen einigten sich Vertreter
der jüdischen Gemeinden mit
den Innenministern im Som-
mer 2005 auf neue Voraus-
setzungen der Aufnahme
(vgl. MuB 1/05, 6/05). Ab-
gesehen von einer Härtefall-
klausel dürfen Personen, die
von mindestens einem jü-
dischen Elternteil abstam-
men, nur noch zuwandern,
wenn sie folgende Bedin-
gungen erfüllen: Sie dürfen
nicht dauerhaft auf Sozial-
leistungen angewiesen sein,
müssen über Grundkennt-
nisse der deutschen Sprache
verfügen und müssen sich
zur jüdischen Religion be-
kennen. Ferner muss eine
Aufnahmemöglichkeit in ei-
ner jüdischen Gemeinde
gewährleistet sein, die durch

die Zentralwohlfahrtsstelle der
Juden (ZWST) bescheinigt wer-
den muss.

Punktesystem: Die Auf-
nahme sollte nicht mehr wie
zuvor durch die Bundesländer,
sondern durch das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) erfolgen. Eine verbind-
liche Zuständigkeit für das
BAMF wurde jedoch erst 2007
gesetzlich festgeschrieben.

Mit Hilfe eines Punktesys-
tems nimmt das BAMF für die
Antragsteller eine Integra-
tionsprognose vor. Danach fin-
det nur Aufnahme, wer min-
destens 50 von maximal 105
Punkten erreicht. Bis zu einem
Lebensalter von 30 Jahren gibt
es 15 Punkte, für jedes weitere
Lebensjahr wird ein Punkt ab-
gezogen. Ein Hochschulab-
schluss wird mit 20 Punkten,
Berufserfahrung mit 10 Punkten bewertet. Die Mitarbeit
in einer jüdischen Organisation wird mit 10 Punkten
honoriert, ein Arbeitsplatzangebot mit 5 Punkten. In
Deutschland lebende Verwandte werden ebenfalls mit
5 Punkten bewertet. Schließlich können Deutschkennt-
nisse mit bis zu 25 Punkten bewertet werden. Über die
Vergabe weiterer Punkte kann das BAMF unter Einbe-
ziehung des familiären Umfeldes nach Ermessen ent-
scheiden, z. B. wenn besondere berufliche Qualifika-
tionen beim Ehepartner vorliegen.

Aktuelle Zahlen: Für dieses Aufnahmeverfahren
existierte allerdings für rund zwei Jahre keine gültige
Rechtsgrundlage, da bereits mit Inkrafttreten des Zu-
wanderungsgesetzes Anfang 2005 das Kontingentflücht-
lingsgesetz (und damit die Länderzuständigkeit)
ausgelaufen war. Dies führte bei ausreisewilligen Juden
zu Verunsicherung, sodass die Zuwanderung praktisch
zum Erliegen kam. Im Jahr 2005 wurden nur 29 Neu-
anträge für insgesamt 39 Personen gestellt. Auch 2006
blieb die Zahl der Anträge mit 88 (130 Personen) auf
sehr niedrigem Niveau. In diesen Jahren wanderten
v. a. solche Juden ein, die bereits über eine Aufnahme-
zusage verfügten (rund 7.000).

Am 16. Mai 2007 trat auf Initiative des Bundestags-
Innenausschusses ein Passus im Aufenthaltsgesetz in
Kraft, der das Verfahren offiziell dem BAMF zuwies.
Diese rechtliche Klarstellung wirkte sich auf die Anzahl
neuer Anträge aus: Gegenüber dem Vorjahr bemühten
sich 2007 fast zehnmal so viele Emigranten um Auf-
nahme (719 Neuanträge, 1.174 Personen). Auch die
Zahl der tatsächlich einreisenden Juden ist wieder an-
gestiegen (2006: 1.079; 2007: 2.502), wobei diese Neu-
Einwanderer ihren Antrag überwiegend noch nach al-
tem Recht gestellt hatten.

Nachweis von Sprachkenntnissen: Kritiker haben
wiederholt hervorgebracht, der Nachweis von Sprach-
kenntnissen sei eine zu große Hürde, zumal nicht alle
potenziellen Emigranten die Möglichkeit hätten, in den
Herkunftsländern Deutschkurse zu besuchen. Der mi-
grationspolitische Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen
Josef Winkler bezeichnete die Regelung als „abstrus“,
weil die jüdischen Zuwanderer im Gegensatz zu Spät-
aussiedlern keine Verbindung nach Deutschland haben,
sondern wegen ihrer Religionszugehörigkeit aufge-
nommen werden. Nach Angaben der Bundesregierung

Zuzug von Juden
aus der ehem. Sow-
jetunion (inkl. Fami-
lienangehörige)
Jahr Anzahl
1991/92 8.535
1993 16.597
1994 8 .811
1995 15.184
1996 15.959
1997 19.437
1998 17.788
1999 18.205
2000 16.538
2001 16.711
2002 19.262
2003 15.442
2004 11.208
2005 5.968
2006 1.079
2007 2.502
Gesamt 209.226
Quellen: BAMF, BVA

Kurzmeldungen – Deutschland I

NRW: Erweitertes Kopftuchverbot
Eine muslimische Lehrerin darf das Kopf-
tuch im Schuldienst nicht durch eine Müt-
ze ersetzen. Diese sei ein Ersatz des Kopf-
tuchs und damit eine vom Schulgesetz
untersagte religiöse Bekundung, so das
Landesarbeitsgericht Düsseldorf in einer
Berufungsentscheidung Anfang April (Az.
5 SA 1836/07). Seit Mitte 2006 gilt an den
Schulen Nordrhein-Westfalens ein striktes
Kopftuchverbot (vgl. MuB 5/06, 7/07). Die
aus der Türkei stammende Lehrerin ent-
schied sich daraufhin für das Tragen einer
Baskenmütze, da diese abendländisch und
weltanschaulich neutral wirke. Sie erhielt
dennoch eine Abmahnung, da das Tragen
der Kopfbedeckung gegen das im Schul-
gesetz festgeschriebene Neutralitätsgebot
verstoße. Die Abmahnung, die als letzte
Warnung vor einer Kündigung gilt, bestä-
tigte das Arbeitsgericht Düsseldorf im ver-
gangenen Juni (Az. 12 CA 175/07). Die Frau
legte Berufung ein. Das Landesarbeitsge-
richt bekräftigte nun die Rechtmäßigkeit
der Abmahnung. Ein Vergleichvorschlag
des Landes, die Mütze durch eine Echt-
haarperücke zu ersetzen, lehnte die Klä-
gerin ab. Der Anwalt der Lehrerin kündigte
an, in Revision zu gehen. Ähnliche Fälle
gibt es auch in anderen Bundesländern (vgl.
MuB 3/08, 1/07, 9/06, 6/06). www.lag-
duesseldorf.nrw.de
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stehen in Russland, der Ukrai-
ne, Kasachstan und Kirgisien
insgesamt 37 Sprachlernzen-
tren zur Verfügung. Diese kön-
nen von Spätaussiedlern und
jüdischen Immigranten glei-
chermaßen genutzt werden, al-
lerdings ohne dass Sprachkur-
se für Juden speziell gefördert
werden.

Situation der Gemeinden:
Vor Beginn der Einwanderung
aus der Sowjetunion 1990
hatten die jüdischen Gemei-
nden in Deutschland weniger
als 30.000 Mitglieder. Seit-
dem hat sich diese Zahl bei-
nahe vervierfacht – auf 107.794
im Jahr 2006. Das Wachstum
hat sich jedoch durch den jün-
geren Rückgang der Zuwan-
derung stark verlangsamt und

stagniert mittlerweile. Andere Quellen, wie der Be-
völkerungsgeograph Pavel Polian, gehen davon aus,
dass die Zahl der Gemeindemitglieder bereits
schrumpft. Dies liege am hohen Durchschnittsalter der
Mitglieder in den jüdischen Gemeinden, es gebe weit
mehr Sterbefälle als Geburten. Ein weiterer Faktor für
die Stagnation sei die steigende Zahl der Austritte, die
nicht zuletzt die Auseinandersetzungen und Integra-
tionsprobleme innerhalb der Gemeinden widerspiegele.

Julius Schoeps, Direktor des Zentrums für euro-
päisch-jüdische Studien in Potsdam, geht davon aus,
dass die meisten Juden mit dem „doppelten Integra-
tionsproblem“, sich gleichzeitig in Deutschland und
in den jüdischen Gemeinden zurechtzufinden, über-
fordert sind. Eine Studie seines Instituts habe ergeben,
dass sich diejenigen Zuwanderer, die keinen Anschluss
an eine jüdische Gemeinde gefunden hätten, besser in
die Gesellschaft integriert hätten. js
Weitere Informationen: www.bundestag.de (BT-Drsn.
16/2516; 16/4444; 16/8716), www.zwst.org
www.zentralratdjuden.de

Schweiz: Integrationsvereinbarungen
In einem Pilotprojekt wollen
mehrere Schweizer Kantone
Integrationsvereinbarungen
mit Nicht-EU-Ausländern
schließen. Wehren sich die
Betroffenen dagegen, kann
ihnen der Verlust des Aufent-
haltstitels drohen.

Eine erfolgreiche Integration
ist eines der Hauptziele des
am 1. Januar 2008 in Kraft
getretenen Schweizer Auslän-
dergesetzes (AuG) (vgl. MuB
3/08, 8/06). Es sieht u. a. vor,
dass die zuständigen Behör-
den mit Ausländern, die einen
Aufenthaltstitel oder dessen
Verlängerung beantragen,
eine Integrationsvereinba-
rung abschließen können (Art.
54, AuG). Im Einzelfall soll
eine solche Vereinbarung Zie-
le, Maßnahmen sowie mögli-
che Folgen bei Nichterfüllung
der Vereinbarung enthalten.
Die Erfüllung der Auflagen
kann die Entscheidung einer
Behörde in aufenthaltsrecht-
licher Hinsicht positiv beein-
flussen.

Die Schweizer Bundesre-
gierung sprach im Januar
2008 Empfehlungen an die
Kantone aus, wie mit dieser
Kann-Bestimmung des Aus-
ländergesetzes am besten um-
zugehen sei. Die Regierung
rät, sie insbesondere auf drei
Personengruppen anzuwen-
den: Personen aus Drittstaa-
ten, die im Rahmen des Fa-
miliennachzugs einreisen;
ausländische Sprach-, Kultur-

und Religionslehrer sowie bereits ansässige Migranten,
bei denen Integrationsmaßnahmen und Sanktionen (Ver-

warnungen, Kürzung der Sozialleistungen o. Ä.) keine
Wirkung gezeigt hätten. Wichtig sei in jedem Fall,
dass die jeweiligen Umstände sorgfältig geprüft und
die Möglichkeiten und Maßnahmen individuell abge-
schätzt würden, so das Empfehlungsschreiben der
Bundesregierung.

Es gibt bestimmte Ausländergruppen in der Schweiz,
mit denen keine Integrationsvereinbarungen geschlos-
sen werden. Dazu gehören Personen aus dem EU/EFTA-
Raum, ausländische Familienangehörige von Schwei-
zern sowie Ausländer mit einer Niederlassungser-
laubnis. Bei diesen Personen kann die Erteilung eines
Aufenthaltstitels nicht an eine Integrationsvereinba-
rung gebunden werden.

Die Integrationsvereinbarung soll die bestehenden
Integrationsmaßnahmen ergänzen. Erst wenn Maßnah-
men der Familien-, Schul- und Sozialbehörden keine
Wirkung zeigen, soll auf eine Integrationsvereinbarung
zurückgegriffen werden. Dies kann bei ganz unter-
schiedlichen Integrationsdefiziten der Fall sein: Der
Bezug von Sozialhilfe als Beleg mangelnder Integra-
tion in den Arbeitsmarkt kann ebenso zu einer Inte-
grationsvereinbarung führen wie mangelnde Sprach-
kenntnisse oder strafrechtliche Auffälligkeiten.

Eine Integrationsvereinbarung kann zur Teilnahme
an einem Integrationskurs verpflichten. Dort sollen v.
a. die „am Wohnort gesprochene Sprache“ sowie Kennt-
nisse über die gesellschaftlichen Verhältnisse, das
Rechtssystem und „die grundlegenden Normen und
Regeln“ des Zusammenlebens in der Schweiz erworben
werden (Art. 5, Verordnung über die Integration von
Ausländern (VIntA)).

Die Vereinbarung stelle bei Integrationsdefiziten
die letzte Möglichkeit dar, bevor ausländerrechtliche
Maßnahmen, wie die Nicht-Verlängerung des Aufent-
haltstitels oder Ausweisungen folgen, so der Leiter des
Baseler Migrationsamtes Andreas Raess. Die darin fest-
geschriebenen Maßnahmen wie Sprachkurse und Ge-
sellschaftskunde-Seminare, aber auch Anti-Gewalt-
Trainings für straffällige Jugendliche oder Kurse für
Eltern zum Thema Erziehung sollen als letzte nicht-
strafrechtliche Mittel die Integration vorantreiben.

Die vier Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, So-
lothurn und Zürich starteten ein Pilotprojekt, in dem
erste Erfahrungen mit Integrationsvereinbarungen ge-
sammelt werden sollen. Die Kantone Basel-Stadt und

Kurzmeldungen – Deutschland II

Positive Schengenbilanz
Anfang April hat Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble (CDU) eine positive Bi-
lanz zum Wegfall der Grenzkontrollen zu
Polen und Tschechien gezogen. Die Erwei-
terung des Schengen-Raumes am 21. De-
zember 2007 sei ein „wichtiger Schritt zu
einem geeinten Europa gewesen“. Schäuble
lobte die enge Zusammenarbeit der Poli-
zeien aus den drei Ländern. Dadurch hät-
ten sich die Befürchtungen nicht bestä-
tigt, dass Kriminalität und illegale Einreise
zunehmen könnten. Im Vorfeld hatte es
Meinungsverschiedenheiten zwischen
Schäuble und der Gewerkschaft der Polizei
(GdP) gegeben, die von einer zu frühen Öff-
nung der Grenzen und einem Gefahrenpo-
tential ausgegangen war.
www.bmi.bund.de, www.gdp.de
Zentrum zu Flucht und Vertreibung
Die Bundesregierung hat Mitte März das
Konzept für ein Ausstellungs-, Dokumen-
tations- und Erinnerungszentrum mit dem
Titel „Sichtbares Zeichen gegen Flucht und
Vertreibung“ beschlossen. Eine Daueraus-
stellung soll nicht nur an die deutschen Ver-
triebenen erinnern, sondern auch an die na-
tionalsozialistischen Verbrechen in Osteu-
ropa und in der Sowjetunion „als Voraus-
setzung von Flucht und Vertreibung wäh-
rend und nach dem Zweiten Weltkrieg“.
Wechselnde Ausstellungen sollen einzelne
Aspekte hervorheben. Ein Dokumentations-
und Informationszentrum soll die histori-
sche Forschung auf diesem Gebiet fördern.
Die Dokumentationsstätte soll im Berliner
Deutschlandhaus eingerichtet werden. In-
wiefern der Bund der Vertriebenen in das
Zentrum eingebunden wird, ist noch unklar.
In dem Konzept heißt es lediglich, „eine an-
gemessene Gremienbeteiligung der deut-
schen Vertriebenen“ sei vorgesehen.
www.bundesregierung.de
Berlin: Beten in der Schule erlaubt
Mit einer einstweiligen Anordnung hat das
Berliner Verwaltungsgericht am 10. März
einem 14-jährigen muslimischen Schüler
erlaubt, einmal täglich während des Schul-
besuchs zu beten. Das Gebet muss außer-
halb der Unterrichtszeiten stattfinden. Die
Schulleitung seines Gymnasiums in Berlin-
Wedding hatte ihm dies zunächst untersagt,
da das Gebet eine Demonstration religiöser
Riten bzw. ein Werben für seinen Glauben
darstelle. Dadurch würde die „negative Reli-
gionsfreiheit“ der Mitschüler verletzt, be-
gründete die Schulleitung das Verbot. Die
Richter wiesen dies zurück. Der Gefahr ei-
nes demonstrativen bzw. werbenden Cha-
rakters der Religionsausübung könnte da-
durch begegnet werden, dass das Gebet in
einem für andere nicht zugänglichen Be-
reich des Schulgeländes verrichtet wird.
Das endgültige Urteil des Gerichts steht
noch aus (Az.: VG 3 A 983.07).
www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/vg/
presse
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Basel-Landschaft konzentrie-
ren sich auf schwierige Fälle
(sog. „integrationsresistente“
Migranten), der Kanton So-
lothurn hingegen vorrangig
auf neue Familiennachzügler.
Der Kanton Zürich will Inte-
grationsvereinbarungen so-
wohl mit Neuankömmlingen
als auch mit wenig integrier-
ten langansässigen Migranten
treffen.

Unklar ist, wie Integra-
tionserfolge gemessen wer-
den können. Als Maßstab für
den Erfolg der Vereinbarun-
gen soll ihre fristgerechte Er-
füllung herangezogen wer-

den. Es ist allerdings fraglich, ob allein die Teilnahme
an Sprach- oder Integrationskursen zu einer besseren
Integration beitragen kann. Denn eine Untersuchung,
ob sich die soziale Situation des Ausländers verbessert
hat, ist in der VIntA nicht vorgesehen.

Die Ausländerbehörden der Kantone betonen, dass
der Erfolg der Integrationsvereinbarungen nicht die
alleinige Entscheidungsgrundlage darstelle, um über
die Erteilung oder Verlängerung von Aufenthaltstiteln
zu entscheiden. Julia Morais vom Migrationsamt in
Zürich sagte, dass mehrere Auffälligkeiten zusammen-
treffen müssen, um einen Aufenthaltstitel zu verweigern
bzw. dessen Verlängerung abzulehnen. Inzwischen wird
in der Schweiz debattiert, welche konkreten Kriterien
herangezogen werden müssen, um Verstöße oder
Integrationsdefizite ahnden zu können. th
Weitere Informationen: www.bfm.admin.ch

Im Portrait: Baden-Württemberg

Liebe Leserinnen und Leser!
Im Newsletter „Migration
und Bevölkerung“ erschei-
nen seit Jahren in loser Folge
Länderprofile, in denen wir
für verschiedene Staaten der
Welt Informationen zu den
Themen Zuwanderung, Flucht
und Asyl sowie Integration

zusammentragen (www.migration-info.de). Mit der
Informationsplattform focus Migration ist der Um-
fang der Länderprofile erheblich erweitert worden
(www.focus-migration.de). Dieses Jahr möchten wir

mit einer Reihe von Portraits der deutschen Bundes-
länder beginnen. Hier gibt es erhebliche regionale Un-
terschiede und interessante Besonderheiten. Wie viele
Menschen mit Migrationshintergrund leben in einem
Bundesland, und wo konzentrieren sie sich? Wo ist
Integration besonders gelungen und warum? Welche
konkreten Integrationsangebote gibt es? Wie wird ihre
Wirksamkeit vor Ort beurteilt? Wer sind die relevanten
Akteure, und wie gestaltet sich die Zusammenarbeit
zwischen staatlichen und nicht staatlichen Akteuren?
In dieser Ausgabe beginnen wir mit Baden-Württem-
berg.                                               Die Redaktion

In Baden-Württemberg leben überdurchschnittlich
viele Zuwanderer und Menschen mit Migrationshin-
tergrund. Schwerpunkte der Integrationspolitik liegen
v. a. in der Schul- und Berufsausbildung junger Mi-
granten sowie in der Bekämpfung von Zwangsehen.

Seit Gründung des Landes im Jahr 1952 sind rund
15,7 Mio. Menschen aus dem Ausland oder dem
restlichen Bundesgebiet nach Baden-Württemberg
zugewandert: Flüchtlinge und Vertriebene nach dem
Zweiten Weltkrieg,  ausländische Gastarbeiter sowie
Arbeitskräfte aus anderen Teilen Deutschlands, Bür-
gerkriegsflüchtlinge und ab 1990 Zuwanderer aus Ost-
deutschland. Baden-Württemberg hatte in dieser Zeit
den höchsten Bevölkerungszuwachs aller Bundes-
länder.  Im gleichen Zeitraum verließen knapp 12,7
Mio. Menschen  das Land. Per Saldo ergibt sich also
ein Wanderungsgewinn von insgesamt rund 3,1 Mio.

Menschen seit 1952. Die positive Wanderungsbilanz
ist allerdings rückläufig. Im Jahr 2001 lag der Wande-
rungsüberschuss noch bei 69.000 Menschen, im Jahr
2006 lediglich bei 3.930.

Personen mit Migrationshintergrund: Laut Mikro-
zensus 2006 hat etwa jeder vierte der insgesamt 10,7
Mio. Baden-Württemberger einen Migrationshinter-
grund (rund 2,7 Mio.). Davon hat etwas mehr als die
Hälfte die deutsche Staatsangehörigkeit, knapp 1,3 Mio.
sind Ausländer. Unter den Flächenländern hat Baden-
Württemberg mit 24,8 % den höchsten Bevölkerungsan-
teil an Personen mit Migrationshintergrund. Der Bundes-
durchschnitt liegt bei 18,4 %.

In den industriellen Ballungsräumen Stuttgart,
Mannheim und Heilbronn hat fast jeder Vierte eine
ausländische Nationalität. Ende März waren in Stuttgart
126.850 Ausländer gemeldet (21,5 %). Der Anteil der
Menschen mit Migrationshintergrund liegt bei 40 %.
Damit leben bezogen auf die Gesamtbevölkerung in
der baden-württembergischen Landeshauptstadt mehr
Menschen mit Migrationshintergrund als in jeder
anderen deutschen Großstadt.

Integrationsbedarf: In keinem anderen Bundesland
ist die Quote der ausländischen Abiturienten geringer
als in Baden-Württemberg. Nur 3,7 % der ausländischen
Schüler schaffen das Abitur, der Anteil der Absolventen
mit Hochschulreife insgesamt liegt in Baden-Würt-
temberg bei 20,9 %. Auch der Anteil der ausländi-
schen Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss ist mit
16,7 % überdurchschnittlich hoch. Insgesamt verlassen
hier 6,8 % der Schüler die Hauptschule ohne Abschluss.

Ulrich Goll, Integrationsbeauftragter der Landesre-
gierung, sieht in der Schulbildung und der Verbesse-
rung der Deutschkenntnisse den größten Integrations-

Kurzmeldungen – Europa
Schweiz: Einsatz von Elektroschockern
Bei Abschiebungen darf die Schweizer Poli-
zei künftig Gebrauch von Elektroschock-
pistolen machen. Ein entsprechender Pas-
sus findet sich im Zwangsanwendungsge-
setz (ZAG), dem die Schweizer Räte und das
Parlament Mitte März zustimmten. Das ZAG
regelt den Einsatz von Gewaltmitteln bei
Abschiebungen wie Fesseln, Schlag- und
Abwehrstöcke, Reizstoffe und Diensthunde.
Knebel oder andere Mittel, die die Atemwege
beeinträchtigen, wurden nicht zugelassen.
Um den Einsatz der so genannten „Taser“
gab es eine lang anhaltende Kontroverse.
Während sich die Befürworter auf die le-
bensrettenden Aspekte durch den Verzicht
auf Schusswaffen beriefen, wiesen die Geg-
ner auf die Unkenntnis der Spätfolgen und
Todesfälle beim Einsatz von Elektroschock-
waffen hin. Nach Angaben von Amnesty
International kamen allein in den USA und
Kanada zwischen 2002 und 2007 290
Menschen im Rahmen eines Taser-Einsat-
zes ums Leben. Die Schweiz ist das erste
europäische Land, das den Taser-Einsatz be-
willigte.
www.parlament.ch, www.amnesty.ch

Baden-Württemberg
Hauptstadt: Stuttgart (590.899 Einwohner)
Bevölkerungsgröße: 10,74 Mio. (Mikrozensus 2006)
Bevölkerungsdichte: 300 Einwohner/km² (Bundesdurchschnitt: 231/km²)
Anteil ausländische Bevölkerung: 11,94 % (1,28 Mio.; Mikrozensus 2006)
Anteil Bevölkerung mit Migrationshintergrund*: 24,8 % (2,7 Mio.;
Mikrozensus 2006)
Regierung: CDU und FDP/DVP (Demokratische Volkspartei)
Integrationsbeauftragter: Ulrich Goll (FDP), gleichzeitig stellv. Minister-
präsident und Justizminister
* Zu den Menschen mit Migrationshintergrund zählen laut Statistischem Bundes-
amt „alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
Zugewanderten sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und alle in
Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder
als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil“.
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bedarf, v. a. bei den zahlen-
mäßig stärksten Gruppen:
Schüler mit italienischem,
türkischem und serbisch-
montenegrinischem Migra-
tionshintergrund. Diese Grup-
pen wiesen große Defizite im
Bereich Schulbildung auf –
eine Benachteiligung, die
sich auf dem Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt fortsetze.
Erschwerend kämen kultu-
relle Unterschiede hinzu, v.
a. bei Migranten aus isla-
misch geprägten Ländern:
„Mädchen werden unter Be-
rufung auf religiöse Gründe
vom Schwimm- und Sport-
unterricht sowie von Klas-
senfahrten ferngehalten und
dadurch sozial isoliert“, sag-
te Goll im Gespräch mit „Mi-
gration und Bevölkerung“.

Verbesserungsbedarf sieht
der Integrationsbeauftragte
bei der „Elternverantwor-
tung“: „Migranteneltern müs-
sen gezielter angesprochen
und besser über ihre Mitwir-
kungsmöglichkeiten infor-
miert werden.“ So sollen bei
dem zweiten Elternkongress
im Juni 2008 möglichst vie-
le Migranten mit jüngeren
Kindern über das Schul- und
Bildungssystem informiert
werden. Daneben sollen die
Bildungseinrichtungen selbst,
Migrantenorganisationen so-
wie Träger von Projekten an-
gesprochen werden. Gari
Pavkovic, Integrationsbeauf-
tragter der Landeshauptstadt
Stuttgart, begrüßte das Vor-
haben: „Ein Elternkongress
kann Impulse setzen, not-
wendig ist aber eine syste-
matisch angelegte Elternbil-
dungsarbeit in allen Institu-
tionen: Kindergarten, Schu-
le, Jugendhilfe, Erwachse-
nenbildung.“

Integrationspolitik: Der
Schwerpunkt der integra-
tionspolitischen Maßnahmen

liegt auf der „rechtzeitigen und bedarfsorientierten För-
derung und Vermittlung der deutschen Sprache“, so
Goll.

Werner Wölfle, integrationspolitischer Sprecher der
Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen, kriti-
sierte, dass Integrationspolitik in Baden-Württemberg
bislang unkoordiniert über Einzelmaßnahmen betrie-
ben werde. Zudem müsse das Amt des Integrationsbe-
auftragten inhaltlich und finanziell gestärkt werden,
um der Bedeutung von Integrationspolitik gerecht zu
werden.

Sprachliche Integration: Eine Sprachstandserhe-
bung soll ab 2008 verpflichtend im Rahmen der Ein-
schulungsuntersuchung eingeführt werden (vgl. S. 1).
Hier sollen diejenigen Kinder identifiziert werden, die

eine sprachliche Förderung benötigen. In der Experten-
gruppe „Runder Tisch schulreifes Kind“ beraten dann
u. a. Erzieher, Grundschullehrer und Eltern über den
Förderbedarf der Kinder und die weiteren Fördermaß-
nahmen. Das Vorhaben ist umstritten. Der Stuttgarter
Integrationsbeauftragte Pavkovic hält die Sprach-
standsdiagnose nur für sinnvoll, wenn danach gute
Förderprogramme folgen. Die Landtagsfraktion von
Bündnis 90/Die Grünen lehnt sie ab, da sie zu spät
komme und unklar bliebe, was nach der Prognose der
Experten an konkreter Unterstützung vorgesehen sei.

Um die Deutschkenntnisse von Kindern, die in ihrer
Familie eine andere Sprache als Deutsch sprechen,
schon in den Kindergärten zu verstärken, ist Sprach-
vermittlung ein zentraler Bestandteil des „Orientie-
rungsplans für Bildung und Erziehung für die baden-
württembergischen Kindergärten“. Dieser wird seit
2006 erprobt und 2009 verbindlich eingeführt. Er um-
fasst auch Fortbildungsveranstaltungen für pädagogi-
sche Fachkräfte zum Thema „Sprachförderung“.

Religionsunterricht: Seit September 2006 läuft an
zwölf Grundschulen des Landes das Modellprojekt „Is-
lamischer Religionsunterricht“ (vgl. MuB 3/08, 8/06).
Das Fach richtet sich als Bekenntnisunterricht an mus-
limische Schüler, die Unterrichtssprache ist Deutsch.
Die Lehrer sind selbst Muslime und haben an Fort-
bildungsmaßnahmen der Pädagogischen Hochschulen
Ludwigsburg und Karlsruhe teilgenommen. Ziel ist,
so Goll, u. a. Kindern an öffentlichen Schulen eine
Glaubensorientierung zu geben und dem Entstehen
von Parallelgesellschaften entgegenzuwirken. Das Pro-
jekt ist zunächst auf vier Jahre befristet. Aufgrund der
außerordentlich positiven Rückmeldungen ist mit einer
Fortsetzung und einer Ausweitung auf weiterführende
Schulen zu rechnen. Die offizielle Entscheidung dazu
steht noch aus.

Zwangsehen: Goll sieht sein Bundesland als „Vor-
reiter im Kampf gegen Zwangsheirat“. Der im Jahr 2004
von Goll initiierte Entwurf für ein „Zwangsheirat-Be-
kämpfungsgesetz“ wurde vom baden-württembergi-
schen Landeskabinett verabschiedet und anschließend
in den Bundesrat eingebracht. Auch der Bundesrat hat
dem Entwurf bereits zugestimmt. Ob und wann der
Gesetzentwurf zur Ergänzung des Strafgesetzbuchs um
den Straftatbestand „Zwangsheirat“ im Bundestag
verhandelt wird, ist noch nicht absehbar.

Zum Thema Zwangsheirat hat eine Fachkommis-
sion in Baden-Württemberg 2007 ein Maßnahmen-
konzept mit Handlungsempfehlungen erarbeitet, um
die Betroffenen besser über ihre grundlegenden Rechte
in ihrem häuslichen Umfeld zu informieren und sie
besser zu schützen. Sie sollen durch geeignete Bera-
tungs- und Unterstützungsangebote in die Lage ver-
setzt werden, von ihrem Selbstbestimmungsrecht Ge-
brauch zu machen. Ute Vogt, Sprecherin für Zuwan-
derungsfragen der SPD-Landtagsfraktion, sieht hierin
lediglich einen „Symbolakt“: Die eigentliche Proble-
matik liege eher im Bereich des Opferschutzes, der
Sensibilisierung der entsprechenden Migrantencom-
munitys, aber auch der öffentlichen Einrichtungen wie
Polizei, Schulen und Jugendämtern.

Kooperationen: Hinsichtlich der institutionellen
Zusammenarbeit mit Zuwanderern auf Landesebene
hebt der Integrationsbeauftragte die Arbeit des Lan-
desarbeitskreises Integration (LAKI) und des Landes-
verbands der kommunalen Migrantenvertretungen
Baden-Württemberg (LAKA) hervor (siehe S. 6). Die
Gründungen des LAKI und des LAKA stießen auf par-
teiübergreifende Zustimmung. Sie seien ein Schritt in
die richtige Richtung, sagte Grünen-Politiker Wölfle,

Kurzmeldungen – Welt

Irak: 2,8 Mio. Binnenflüchtlinge
Im Irak ist nach aktuellen Angaben des UN-
Flüchtlingshochkommissariats (UNHCR)
die Zahl der Binnenflüchtlinge bis Ende März
auf 2,8 Mio. gestiegen. Rund 2 Mio. Iraker
haben das Land seit der US-Invasion 2003
verlassen. Davon halten sich rund 1,2 Mio.
Iraker in Syrien auf und etwa 750.000 in
Jordanien. Nach UNHCR-Angaben wurden
bislang keine großen Rückkehrbewegun-
gen festgestellt. www.unhcr.de
Kenia: Bis zu 600.000 Flüchtlinge
Die Gewaltausbrüche in Kenia infolge der
Präsidentschaftswahlen Ende Dezember
haben starke Fluchtbewegungen nach sich
gezogen. Nach UN-Angaben haben bis zu
600.000 Menschen ihre Häuser verlassen,
über 1.000 sind getötet worden. Rund 300.000
Menschen lebten derzeit in Flüchtlingsla-
gern, sagte John Holmes, UN-Untergene-
ralsekretär für humanitäre Angelegenhei-
ten, Ende Februar. Die restlichen 300.000
seien bei Freunden oder Verwandten in
ruhigeren Landesteilen untergekommen.
Rund 12.000 Kenianer sind ins Nachbar-
land Uganda geflohen. Ursache des Kon-
flikts war der zunächst unklare Ausgang
der Wahlen im Dezember 2007. Sowohl
Staatspräsident Mwai Kibaki (PNU) als auch
Oppositionsführer Raila Odinga (ODM)
beanspruchten den Sieg für sich. Inzwi-
schen wurde eine Regierung der „nationa-
len Einheit“ gebildet mit Odinga als Premier-
minister und Kibaki als Staatspräsident.
www.unhcr.ch
Thailand: Tod von Wanderarbeitern
Bei einem illegalen Einreiseversuch nach
Thailand sind 37 Frauen und 17 Männer
aus Myanmar in einem Transportcontainer
erstickt. Polizeiangaben zufolge war das Be-
lüftungssystem des LKW-Containers aus-
gefallen. 21 Überlebende mussten wegen
Sauerstoff- und Wassermangels in ein
Krankenhaus gebracht werden. Nach dem
Fahrer und seinen Hintermännern wird ge-
fahndet. Insgesamt sind in Thailand 540.000
Wanderarbeiter registriert, die Mehrzahl da-
von stammt aus Myanmar, gefolgt von Ar-
beitern aus Laos und Kambodscha. Nach
Angaben von Amnesty International ver-
richten sie v. a. Arbeiten, die als „schmut-
zig, gefährlich und erniedrigend“ gelten.
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I m p r e s s u m

Veranstaltungen / Literatur
Migration in Museums: Narratives of Diversity in
Europe - A Call for Conference Participation
Questions of immigration and integration have become
key issues in contemporary European intellectual and
political debates. In the wake of European societies’
ongoing social and economic incorporation of millions
of immigrants and refugees, questions pertaining to the
cultural representation of these processes are increas-
ingly emerging. Debates about the interconnectedness
of immigration, history and memory, as well as on com-
memorative practices in diverse societies are gaining
momentum. As a consequence, cultural institutions are
challenged by rethinking and the possibility of recon-
ceptualizing their work. This is particularly true for (histo-
rical) museums and their narratives.
Participation: Open to museum professionals, exhibition
curators, researchers from the humanities and social
sciences, representatives from immigrant communities
and artists
Organized by: Network Migration in Europe e. V., ICOM
Europe (International Council of Museums), Centre de
Documentation sur les Migrations Humaines, Dude-
lange (Luxemburg) in cooperation with six Berlin-
based museums
Date: October 23-25, 2008
Location: Berlin (in participating museums)
Further Information: www.network-migration.org/
workshop2008 or  E-mail: Migration.Museums@web.de
Application Deadline: May 30, 2008.

Interkulturelle Verständigung – Berufsbegleitende
Qualifizierung
Ziel ist die Befähigung für ein migrationssensibles Ar-
beiten in Sozialarbeit, Sozialpädagogik, Pädagogik und
Verwaltung sowie die interkulturelle Qualifizierung für
das eigene Arbeitsfeld.
Veranstalter: IQM – Institut Interkulturelle Qualitätsent-
wicklung München mit LIDIA Bayern, VIA Bayern e. V.
Ort / Termin: München, September 2008 - Mai 2009,
8 x 1,5 Tage im Zeitraum von 9 Monaten

Zielgruppe: Mitarbeitende aus Verwaltung, Pädagogik,
Jugend- und Migrationsarbeit
Kosten: 1.980 Euro (inkl. Materialien etc.)
Infotag: München, 11. Juni 2008, 17-19 Uhr, kostenlos
Um Anmeldung wird gebeten.
Informationen: www.lidia-bayern.de/Seminare/
seminare.html oder www.i-iqm.de
Anmeldung: bis 30. Juni 2008; Anmeldeformular
unter www.lidia-bayern.de

13. Honnefer Migrations-Tage 2008
Ort / Datum: Bad Honnef, 18.-20. Juni 2008
Titel: Miteinander reden – gemeinsam denken. Inter-
kultureller Dialog in der Einwanderungsgesellschaft
Veranstalter: Katholisch-Soziales Institut der Erzdiö-
zese Köln (KSI) und der Deutsche Caritasverband (DCV)
Ansprechpartner: Dr. Ralph Bergold, Tel.: (02224)
955401 / bergold@ksi.de; Antonella Serio:  Tel.: (0761)
200372 / Antonella.Serio@caritas.de
Anmeldung: Bitte bis 15. Mai direkt beim Katholisch-
Sozialen Institut der Erzdiözese Köln (KSI) anmelden:
KSI, Selhofer Str. 11, 53604 Bad Honnef, z. Hd. Ute
Dampke, E-Mail: Dampke@ksi.de, Tel.: (02224)
955401
Kosten: 195 Euro (Tagungsgebühr, Unterkunft, Voll-
pension, Begleitprogramm und Arbeitsmaterialien)
Weitere Informationen: www.ksi.de

Literatur
Peter Schimany: Migration und demographischer
Wandel. Forschungsbericht 5 des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge. 2007, Nürnberg, ISBN 3-
5807743-9-2, Online-Bestellung und Download:
www.bamf.de

Dietrich Thränhardt (Hg.): Entwicklung und Migration.
Jahrbuch Migration – Yearbook Migration 2006/2007.
2008, Münster, ISBN 978-3-8258-9724-6, 24,90 Euro,
Online-Bestellung: www.lit-verlag.de

allerdings dringe von ihrer Arbeit nur wenig nach
außen. Für Ute Vogt ist der LAKA „ein wertvoller Bei-
trag zur Integration, da sich hier Betroffene selbst ein-
bringen“.  Allerdings müssten die Anregungen und
Vorschläge dieser Vertretung in der Landespolitik auch
beachtet werden, so Vogt. up
Weitere Informationen:
www.statistik.baden-wuerttemberg.de,
www.integrationsbeauftragter.de,
http://wegweiser-kommune.de, www.bosch-
stiftung.de/content/language1/downloads/
Studie_Demographie_und_Zukunftsfaehigkeit.pdf,
www.stuttgart.de/sde/menu/frame/top_11021_
11041.htm, http://www.akademie-rs.de/698.html

Landesarbeitskreis Integration (LAKI): Mitglieder sind neben Vertretern der
Landesregierung u. a. die kommunalen Spitzenverbände (Städtetag, Ge-
meindetag, Landkreistag), die Liga der freien Wohlfahrtspflege, die Kirchen,
der Bund der Vertriebenen und die Türkische Gemeinde Baden-Württemberg.
Der LAKI tagt unter Vorsitz des Integrationsbeauftragten zwei Mal im Jahr und
hat die Aufgabe, die Landesregierung bei der Integrationspolitik zu beraten, zu
unterstützen und kritisch zu begleiten.
Landesverband der kommunalen Migrantenvertretungen Baden-Würt-
temberg (LAKA): Als Vertretungsorgan der ausländischen Bevölkerung in
Baden-Württemberg soll der LAKA ihre Interessen überörtlich geltend ma-
chen und sich für die konstruktive Zusammenarbeit und Verständigung zwi-
schen den Bevölkerungsgruppen unterschiedlicher Herkunft einsetzen. Ge-
schäftsstelle für den Landesverband ist die Stabsstelle des Integrationsbe-
auftragten.


